
Newsletter IV/2019 
 
 
Der Newsletter des Schleswig-Holsteinischen Finanzgerichts informiert in kompakter und 

prägnanter Form über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, über organisatorische 

Neuerungen und sonstige Veränderungen im Finanzgericht. Er erscheint vierteljährlich 

zum Quartalsende als RSS-Feed. Der Bezug ist kostenlos. Anmeldung und Abonnement 

des Newsletters können über die Homepage des Finanzgerichts (http://www.schleswig-

holstein.de/DE/Justiz/FG/fg_node.html) vorgenommen werden. 

 

I. Entscheidungen 

 

Mobilheim als Gebäude auf fremden Grund und Boden 

 

Mit Urteil vom 12. August 2019 hat der 3. Senat des Schleswig-Holsteinischen Finanzge-

richts (Aktenzeichen 3 K 55/18) entschieden, dass ein auf einer Mietparzelle auf einem 

Campingplatz stehendes Mobilheim bei einer festen Verankerung auf dem Grundstück 

und einer beabsichtigten Dauernutzung zu Ferienzwecken steuerlich als Gebäude zu 

qualifizieren sein kann (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 2 Abs. 2 Nr. 2 GrEStG). Dies gilt auch 

dann, wenn das Mobilheim nach wie vor auf einem Fahrgestell ohne Straßenzulassung 

steht, die Nutzungsfunktion des Fahrgestells wegen der Verankerung des Mobilheim auf 

dem Grundstück jedoch faktisch aufgehoben ist. 

Der steuerliche Gebäudegriff ist gesetzlich nicht definiert. Einigkeit besteht jedoch dar-

über, dass er nicht mit dem zivilrechtlichen Gebäudebegriff gleichzusetzen ist. Demge-

mäß muss ein Gebäude nicht zwangsläufig wesentlicher Bestandteil eines Grundstücks 

im Sinne des § 94 BGB sein. Auch Scheinbestandteile im Sinne des § 95 BGB wie z.B. 

ein nur für eine vorübergehende Zeit auf einem Pachtgrundstück aufgestelltes Ferien-
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haus können als Gebäude im steuerlichen Sinne zu qualifizieren sein (z.B. BFH, Be-

schluss vom 9. September 2010 II B 53/10, BFH/NV 2010, 2305). Unabdingbare Voraus-

setzung ist jedoch eine „feste Verbindung“ mit dem Grundstück, die sich im Einzelfall 

aber auch bereits aus der Eigenschwere des Objekts ergeben kann. Im Streitfall stellte 

die Klägerseite die feste Verbindung unter Hinweis auf das Fahrgestell des Mobilheims in 

Abrede und verwies ergänzend auf die „vergleichbare Situation“ bei zur Dauernutzung 

aufgestellten Wohnwagen. Das FA bejahte eine feste Verbindung sowohl aufgrund der 

Eigenschwere des Mobilheims als auch aufgrund der Art und Weise seiner Verankerung 

mit dem Boden. Ein Standortwechsel sei zu keiner Zeit erfolgt und von den Klägern auch 

nicht geplant gewesen. 

Die bisher zu Mobilheimen ergangenen Entscheidungen betrafen Ferienhäuser ohne 

Fahrgestell, so dass sie nicht ohne weiteres mit dem Streitfall vergleichbar sind. Die ge-

genläufige Einschätzung der Finanzverwaltung, wonach Mobilheime unabhängig von 

ihrer baulichen Gestaltung und der konkreten Aufstellsituation stets als Gebäude zu qua-

lifizieren sind (z.B. Bayerisches Landesamt für Steuern, 15. November 2013, S 3230, 

FMNR661130013, Seite 8, juris) erscheint zu weitgehend. Eine schematische, allein aus 

dem Begriff des Mobilheims abgeleitete Betrachtung ist nicht zielführend. 

 

Die Entscheidung ist rechtskräftig. 

 

 

Tatsächliche Durchführung eines Ergebnisabführungsvertrages 

 

Mit Urteil vom 6. Juni 2019 (Aktenzeichen 1 K 113/17) hat der 1. Senat des FG entschie-

den, dass ein Gewinnabführungs- und Beherrschungsvertrag (EAV) nicht gem. §§ 17 

Abs. 1 Satz 1, 1. Halbsatz, 14 Abs. 1 Nr. 3 KStG tatsächlich durchgeführt wird, wenn der 

gegen die Organträgerin bestehende Anspruch auf Verlustübernahme in der Bilanz der 

Organgesellschaft nicht ausgewiesen wird – und zwar auch dann, wenn (wie im vorlie-

genden Fall) die Zahlung des Verlustausgleichbetrages tatsächlich erfolgt. 

Ein EAV werde nur dann tatsächlich durchgeführt, wenn der Gewinn tatsächlich an den 

Organträger abgeführt und der Verlust tatsächlich von ihm übernommen werde. Regel-

mäßig vollziehe sich dies in zwei Stufen: zunächst durch den bilanziellen Ausweis der 

entsprechenden Forderung/Verbindlichkeit in den Jahresabschlüssen von Organgesell-

schaft und -trägerin entsprechend den diesbezüglichen gesetzlichen Vorgaben (nämlich 

§§ 266 Abs. 2 B. II. Nr. 2, 277 Abs. 3 Satz 2 HGB für den Verlustausgleichsanspruch), 

sodann habe auf der zweiten Stufe ein Erfüllungsakt zu erfolgen. Da im Entscheidungs-
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fall die Beteiligten schon auf der ersten Stufe den Verlustausgleichsanspruch nicht in 

ihren Jahresabschlüssen nicht ausgewiesen hatten, könne der EAV bereits deshalb nicht 

als tatsächlich durchgeführt angesehen werden. Zwar reiche der bilanzielle Ausweis al-

lein nicht aus, um die tatsächliche Durchführung eines EAV bejahen zu können, er sei er 

doch deren Grundvoraussetzung. Die Fiktion des § 14 Abs. 1 Nr. 3 Satz 4 KStG greife 

nicht, denn das Nichtbilanzieren der Ausgleichsansprüche stelle keinen fehlerhaften Bi-

lanzansatz im Sinne der Vorschrift dar. Der Durchführungsmangel könne auch nicht als 

geringfügig vernachlässigt werden. Selbst wenn aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 

zwischen geringfügigen und bedeutsamen Durchführungsfehlern zu unterscheiden sein 

sollte, so stelle die Nichtbilanzierung keinen nur geringfügigen Mangel dar. Vielmehr sei 

der bilanzielle Ausweis des Ausgleichanspruchs gerade die Grundvoraussetzung für eine 

tatsächliche Durchführung des EAV. Angesichts der Publikationswirkung des Jahresab-

schlusses dokumentiere eine Organgesellschaft durch den Ausweis ihrer Ausgleichsfor-

derung nach außen, dass eine solche gegenüber der Organträgerin bestehe, bzw. bei 

Nichtausweis eben nicht bestehe. Daran ändere sich auch dann nichts, wenn alle am 

EAV Beteiligten (im Innenverhältnis) übereinstimmend vom Bestehen des Anspruchs 

ausgingen und/oder wenn eine Ausgleichszahlung tatsächlich erfolge. Denn diese stehe 

in Widerspruch zu den Jahresabschlüssen der beteiligten Gesellschaften und könne 

schon deshalb nicht von maßgeblicher Bedeutung sein. 

 

Der Senat hat die Revision zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter dem Aktenzei-

chen I R 37/19 anhängig. 

 

 

Kein Drittanfechtungsrecht eines GmbH-Gesellschafters 

 

Mit Urteil vom 19. September 2019 hat der 1. Senat des FG erkannt, dass dem Gesell-

schafter einer GmbH kein Drittanfechtungsrecht gegen einen gegen die GmbH ergange-

nen Feststellungsbescheid gem. §§ 27 Abs. 2, 28 Abs. 1 Satz 3 KStG zusteht. 

Die Klage sei unzulässig, weil der Klägerin die erforderliche Klagebefugnis i.S.d. § 40 

Abs. 2 FGO fehle. Grundsätzlich sei allein der Adressat des jeweiligen Verwaltungsakts 

klagebefugt. Eine Klagebefugnis anderer Personen könne nur ausnahmsweise und nur 

dann bestehen, wenn ihnen aus dem Verwaltungsakt eine – eigene – Beschwer derge-

stalt erwachse, dass ein unmittelbarer Eingriff in ihre steuerliche Rechtssphäre anzu-

nehmen sei. Eine solche Beschwer sei beim Gesellschafter einer GmbH bezogen auf 
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den gegen diese ergangenen Feststellungsbescheid gem. §§ 27 Abs. 2, 28 Abs. 1 Satz 3 

KStG nicht gegeben. Denn am Feststellungsverfahren sei allein die GmbH beteiligt und 

der Feststellungsbescheid entfalte für die Besteuerung des Anteilseigners keine Bin-

dungswirkung gem. § 182 Abs. 1 AO. Zwar komme dem Bescheid über § 20 Abs. 1 Nr. 1 

Satz 3 EStG eine materiell-rechtliche Bindungswirkung zu. Auch insofern betreffe der 

Bescheid den Gesellschafter aber nicht unmittelbar, denn über das Vorliegen einer steu-

erbaren Leistung der Gesellschaft an den Anteilseigner werde erst in dessen Ertragsteu-

erbescheid entschieden.  

Dem Gesellschafter sei aufgrund dieser materiell-rechtlichen Bindungswirkung auch kein 

Drittanfechtungsrecht zuzugestehen. In Fällen, in denen (wie vorliegend) Steuerschuld-

ner und Steuerzahlungspflichtiger nicht auseinanderfielen, komme die Anerkennung ei-

nes solchen Drittanfechtungsrechts nur in Betracht, wenn eine Rechtsschutzlücke nicht 

anders vermieden werden könne. Bestehe eine solche nicht, dann sei auch für ein Dritt-

anfechtungsrecht kein Raum. Im vorliegenden Fall gebe es keine Rechtsschutzlücke. 

Anders als etwa in Umwandlungsfällen des § 20 Abs. 4 Satz 1 UmwStG (in denen ein 

Drittanfechtungsrecht anerkannt werde, weil ansonsten keine der beteiligten Gesellschaf-

ten sich gegen einen zu hohen Ansatz des Einbringungswertes wenden könnte), sei es 

der Gesellschaft hier durchaus möglich, gegen den Feststellungsbescheid vorzugehen. 

Verfahrensrechtlich könne sich außerdem auch der Gesellschafter selbst auf der Ebene 

des gegen ihn gerichteten Ertragsteuerbescheides noch wehren. Zudem hänge die Be-

steuerung des Gesellschafters nicht allein von der Feststellung des Einlagekontos gem. 

§ 27 Abs. 2 KStG ab. Vielmehr könnten durchaus auch andere Beweismittel zum Be-

stand und zur Verwendung des steuerlichen Einlagekontos herangezogen werden. Lasse 

die Gesellschaft rechtwidrige Feststellungsbescheide bestandskräftig werden, berühre 

dies zwar u.U. das (Rechts-)Verhältnis zwischen Gesellschaft und Gesellschafter, die 

Anerkennung eines Drittanfechtungsrechts vermöge dies jedoch nicht zu begründen. 

 

Der Senat hat die Revision zugelassen, das Verfahren ist beim BFH unter dem Aktenzei-

chen XI R 28/19 anhängig. 

 

 

Anspruch auf Kindergeld bei krankheitsbedingten Einschränkungen während der 

Ausbildungssuche 

 

Der 3. Senat des Schleswig-Holsteinischen FG hatte zu entscheiden (Urteil vom 15. No-

vember 2018, Aktenzeichen 3 K 76/18), ob der Kindergeldanspruch für ein Kind, welches 
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krankheitsbedingt seine Ausbildung abgebrochen hat, für die Zukunft bereits dann schei-

tert, wenn das Kind gegenüber der Familienkasse nicht unmittelbar nach Krankheitsbe-

ginn erklärt, dass es nach der Genesung sich zum nächst möglichen Ausbildungsbeginn 

um eine neue Ausbildung bewerben bzw. die Ausbildung fortführen werde (vgl. A 17.2 

Satz 4 DA-KG). 

Das FG hat entschieden, dass Kindergeld auch für ein Kind, welches sich krankheitsbe-

dingt nicht um einen Ausbildungsplatz bemühen könne, zu gewähren sei. Für solche Fäl-

le in denen eine Ausbildung wegen einer Erkrankung gar nicht erst begonnen oder ein 

Ausbildungsplatz gesucht werden kann, sei ein Kind ebenso zu behandeln wie ein Kind, 

das sich ernsthaft um einen Ausbildungsplatz bemühe, einen solchen aber nicht finde 

und deshalb nach § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. c EStG zu berücksichtigen sei. Werde 

die schriftliche Erklärung zum Nachweis der Ausbildungswilligkeit, wie A 17.2 Satz 4 DA-

KG fordere, nicht zu Beginn des Zeitraums für den Anspruch auf Kindergeld bestehe, 

eingereicht, sei das Kind aber zweifelsohne bereits zu diesem Zeitpunkt ausbildungswillig 

gewesen, führe die fehlende Erklärung nicht zur zwangsweisen Versagung des Kinder-

geldanspruchs. 

Des Weiteren sei zwar zum Nachweis der Erkrankung nach A 17.2 Satz 2 DA-KG 2 die 

Erkrankung und das voraussichtliche Ende der Erkrankung durch eine Bescheinigung 

des behandelnden Arztes nachzuweisen. Nach Auffassung des FG sei es aber nicht an-

spruchsschädlich, dass mit der ärztlichen Bescheinigung im Streitfall das voraussichtli-

che Ende der Erkrankung (es handelte sich um verschiedene psychische Erkrankungen) 

nicht mitgeteilt werden konnte. Eine solche Erklärung sei gerade bei psychischen Er-

krankungen oft nicht möglich. Dies könne nicht zu Lasten des Kindergeldberechtigten 

gehen. 

 

Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Familienkasse hin hat der BFH die Revision 

zugelassen (Aktenzeichen beim BFH: III R 42/19). 

 

 

II. Finanzgericht intern 

 

Nach vorangegangener Wahl durch den Richterwahlausschuss ist Herr Dr. Engellandt 

von der Justizministerin mit Wirkung zum 1. Dezember 2019 zum Vorsitzenden Richter 

am Finanzgericht ernannt worden. Das Präsidium des Schleswig-Holsteinischen Finanz-

gerichts hat Herrn Dr. Engellandt den Vorsitz im 1. Senat übertragen. Er folgt damit Frau 

Vorsitzenden Richterin am Finanzgericht Geisler nach, die zum 31. Juli 2019 in den vor-
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zeitigen Ruhestand versetzt worden war.  

 

Zudem hat das Präsidium die Geschäftsverteilung für 2020 beschlossen: 

 

Danach ist ab 1. Januar 2020 (anders als bisher) auch der 1. Senat für Feststellungsver-

fahren zuständig. Diese Verfahren werden ab dem 1. Januar 2020 vom allgemeinen Ar-

beitsgebiet umfasst, d.h. sämtliche Senate sind für Klagen und Anträge gegen die ihnen 

im allgemeinen Arbeitsgebiet zugewiesenen Finanzämter auch in Feststellungssachen 

zuständig.  

 

Um auch in Zukunft eine gleichmäßige Belastung aller Senat zu gewährleisten, sind zu-

dem die Zuständigkeiten im allgemeinen Arbeitsgebiet betreffend verschiedener Finanz-

ämter geändert worden.  

 

Der aktuelle Geschäftsverteilungsplan kann über die Internetseite des Finanzgerichts 

eingesehen werden. 

 

Wir wünschen Ihnen und ihren Angehörigen einen guten Start in das neue Jahr 

und würden uns freuen, Sie auch im Jahr 2020 als Leserinnen und Leser begrüßen 

zu dürfen. 
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